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Kabinettsentwurf eines Gesetzes zur Reform der Krankenhausversorgung in Schleswig-
Holstein und zur Änderung des Krebsregistergesetzes 
 
 
Sehr geehrter Herr Reimers, 
 
für die Möglichkeit, zu dem Kabinettsentwurf eines Gesetzes zur Reform der Krankenhausversor-
gung in Schleswig-Holstein und zur Änderung des Krebsregistergesetzes Stellung zu nehmen, 
danken wir. 
 
Im Kontext der zum Jahr 2027 umzusetzenden Krankenhausreform beabsichtigt das Land Schles-
wig-Holstein, das bestehende Landeskrankenhausgesetz durch ein Gesetz zur Reform der Kran-
kenhausversorgung zu ersetzen. Die auf Bundesebene initiierte Reform der Krankenhausversor-
gung ist in der Ausgestaltung der bundesgesetzlichen Vorgaben durchaus umstritten. Entspre-
chende, an Ihre Hausspitze gerichtete Hinweise im Vorfeld der Entscheidung des Bundesrates 
sind bis heute unbeantwortet geblieben. Unabhängig davon ist das Land Schleswig-Holstein ge-
halten, die Reform auf Landesebene innerhalb eines engen Zeitplanes umzusetzen. Dem dient 
auch der vorliegende Gesetzentwurf. 
 
Die zu erwartenden Veränderungen in der Struktur der stationären Versorgung lösen bei den Men-
schen im Land zumindest Befürchtungen aus. Diese Änderungen fallen auch zeitlich zusammen 
mit weiteren Reformen im Gesundheitsbereich, die aktuell auf Bundesebene diskutiert werden und 
die teilweise massiv auch auf die stationäre Versorgung durchschlagen. Insoweit hat die Umset-
zung der Krankenhausreform eine hohe politische Relevanz, die auch die Kommunalpolitik unmit-
telbar vor Ort erreicht. Das betrifft zum einen die Kreise und kreisfreien Städte als Aufgabenträger, 
die gemeinsam mit dem Land den Sicherstellungsauftrag haben und zudem die Investitionsfinan-
zierung hälftig tragen. Zum anderen ist auch der kreisangehörige Bereich, und das nicht nur bei 
den Standortgemeinden von Krankenhäusern, betroffen, da die Menschen vor Ort ihre Sorgen und 
Nöte zunächst an die Kommunalpolitik adressieren. 
 

 

(federführend 2026) 
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Wir haben in der Vergangenheit stets darauf hingewiesen, dass wir ein geordnetes Verfahren in 
diesem politisch hoch sensiblen Bereich für unabdingbar halten und auch bereit sind, entspre-
chende Verantwortung zu tragen. Dieses setzt aber auch eine Einbindung in den Reformprozess 
voraus. Wir gehen nun davon aus, dass die kommunalen Landesverbände in die weiteren Reform-
schritte eingebunden werden. Das gilt insoweit auch für die erstmalige Aufstellung des neuen Lan-
deskrankenhausplans, den das Land nach dem Gesetzentwurf alleine erstellt und auch verantwor-
tet. Erst bei künftigen Änderungen und Fortschreibungen dieses neuen Plans sollen nach dem 
Gesetzentwurf weitere Akteure eingebunden werden.  
 
Zu Artikel 1 des Gesetzentwurfes verweisen wir auf den uns vorgelegten Vordruck, den wir ent-
sprechend ergänzt und als Anlage beigefügt haben. Insgesamt wird mit dem zur Anhörung vorge-
legten Gesetzentwurf erneut deutlich, dass kommunale Belange nicht ausreichend berücksichtigt 
werden. Insoweit betonen wir nochmals, dass gerade die Kreise und kreisfreien Städte mit dem 
Land in einer gemeinsamen Aufgaben- und Finanzierungsverantwortung stehen. Wir haben auch 
im Rahmen der mündlichen Anhörung am 20. Mai 2026 persönlich vorgetragen, dass die beson-
dere Rolle des kommunalen Bereichs in dem neuen Gesetz entsprechend deutlich werden muss. 
Folgende Punkte möchten wir ergänzend zur Anlage noch einmal besonders herausstellen: 
 

• Nach unserer Auffassung ist unabdingbar, dass alle kommunalen Landesverbände der 
Vollversammlung des Versorgungsrates angehören sollten.  

• Darüber hinaus sollten – der Aufgabenträgerschaft und der Finanzverantwortung entspre-
chend – der Städtetag und der Landkreistag stimmberechtigte Mitglieder in den Fachgre-
mien Krankenhausplanung und Krankenhausfinanzierung sein. Weitere nicht stimmbe-
rechtigte Mitglieder können diesen Gremien angehören; in jedem Fall fordern auch der 
Städtebund und der Gemeindetag mit eingebunden zu werden, da sie auch die Interessen 
des ländlichen Raums und der kreisangehörigen Gemeinden vertreten. Die vorgesehene 
Trennung zwischen Planungsgremium und Finanzierungsgremium ist fragwürdig, da beide 
Themen einander bedingen. Unter Hinweis auf die Ausführungen in der beigefügten An-
lage bitten wir, eine Zusammenlegung beider Gremien zu prüfen. 

• Alle finanzrelevanten Fragestellungen berühren nicht nur das Budgetrecht des Landes, 
sondern schlagen gleichermaßen auf die Haushalte der Kreise und kreisfreien Städte 
durch. Insoweit halten wir bei diesen Fragestellungen ein Einvernehmen mit den Kreisen 
und kreisfreien Städten für rechtlich geboten. 

• Die Kreise und kreisfreien Städte tragen die im Gesetzentwurf vorgesehene hälftige Finan-
zierung der Krankenhausinvestitionen weiterhin grundsätzlich mit. Angesichts der außeror-
dentlich angespannten kommunalen Haushaltslage ist jedoch die finanzielle Leistungs- und 
Handlungsfähigkeit der Kreise und kreisfreien Städte bei zukünftigen Finanzierungsent-
scheidungen besonders zu berücksichtigen. Die bestehende Lastenverteilung darf dabei 
nicht als dauerhaft unveränderlicher Maßstab für künftige Ausweitungen der Krankenhaus-
förderung verstanden werden. 

 
Für die kommunalen Landesverbände sind die derzeit parallellaufenden Reformvorhaben im Ge-
sundheitswesen – insbesondere die Krankenhausreform, die Pflegereform, die Rettungsdienstre-
form sowie das GKV-Beitragsstabilisierungsgesetz – kaum noch in ihren Wechselwirkungen über-
schaubar. Wir gehen davon aus und erwarten, dass das Land die gegenseitigen Auswirkungen 
dieser Vorhaben bei der Erarbeitung des Gesetzentwurfs berücksichtigt hat.  
 
Allerdings bleibt ein wesentlicher Aspekt, die demografische Entwicklung, in den vorliegenden Pla-
nungen weitgehend unberücksichtigt. Die Ausgestaltung des Gesetzentwurfs vermittelt den Ein-
druck, vor allem auf die aktuelle Versorgungssituation ausgerichtet zu sein. Angesichts einer al-
ternden und zugleich zunehmend von chronischen Erkrankungen geprägten Bevölkerung ist je-
doch davon auszugehen, dass die Bedarfe im Gesundheitswesen künftig weiter steigen werden.  
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Der Gesetzentwurf sollte daher ausreichend Flexibilität vorsehen, um auf veränderte Rahmenbe-
dingungen und kurzfristig steigende Versorgungsbedarfe reagieren zu können. Langfristige Ent-
wicklungen müssen stärker in die Planung einbezogen werden, um die Leistungsfähigkeit der Ge-
sundheitsversorgung dauerhaft sicherzustellen. 
 
Zu Artikel 2 des Gesetzentwurfes haben wir keine Anmerkungen vorzutragen. 
 
Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 
Philip Schüller 
Dezernent 
 
 


